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Förderung im Rahmen des Gigawattpakts – Photovoltaik 
für Kommunen im Rheinischen Revier 
 

Antragsberechtigt: Städte, Gemeinden und Kreise sowie deren 
Zusammenschlüsse und Zweckverbände im Rheinischen Revier im 
Sinne von Nummer 4.2 Buchstabe a der RRL 

 

Fördersatz: Der Fördersatz richtet sich nach dem Fördersatzerlass zur 
Rahmenrichtlinie vom 14.06.2023. Somit erreicht die Förderquote 
regulär bis zu 95 Prozent der zuwendungsfähigen Ausgaben. 

 

1.) Photovoltaik-Dachanlagen auf kommunalen Gebäuden 
zusammen mit einem Batteriespeicher 

Gefördert werden Systeme aus Photovoltaik-Dachanlagen und 
Batteriespeichern, die auf kommunalen Gebäuden elektrische Energie für 
den Eigenverbrauch erzeugen (Eigenbedarf).  

Die Gebäude dürfen nicht für wirtschaftliche Tätigkeiten im Sinne des 
europäischen Beihilferechts genutzt werden. Eigenbedarf ist die 
Strommenge, die eine natürliche oder juristische Person im unmittelbaren 
räumlichen Zusammenhang mit der Stromerzeugungsanlage selbst 
verbraucht, wenn der Strom nicht durch ein öffentliches Netz 
durchgeleitet wird und diese Person die Stromerzeugungsanlage selbst 
betreibt. Der prognostizierte Jahresertrag der zu fördernden 
Photovoltaikanlage darf nicht höher sein als der prognostizierte 
Stromverbrauch des kommunalen Gebäudes. Als Grundlage der 
Ermittlung des prognostizierten Stromverbrauchs ist der gemittelte 
Jahresverbrauch der letzten drei Jahre heranzuziehen. Eine über 25 
Prozent über dem gemittelten Jahresverbrauch liegende 
Stromverbrauchsprognose ist bei der Antragsstellung besonders zu 
begründen. Die prognostizierte Eigenverbrauchsquote muss bei 
mindestens 80 Prozent liegen. In den ersten drei Jahren nach 
Inbetriebnahme der Anlage ist nachzuweisen, dass nicht mehr als 20 
Prozent des jährlich erzeugten Stroms der Photovoltaikanlage in das 
öffentliche Netz eingespeist und entsprechend vergütet wurde. 
Anschließend ist eine selbstverpflichtende Erklärung zu hinterlegen, dass 
sich die Antragstellerin oder der Antragsteller bei der 
Bewilligungsbehörde meldet, sobald mehr als 20 Prozent des jährlich 
erzeugten Stroms der Photovoltaikanlage in das öffentliche Netz 
eingespeist und entsprechend vergütet wurde. Die Gewinne aus dem in 
das öffentliche Netz eingespeisten Strom sind in die nicht-wirtschaftlichen 
Tätigkeiten der Kommune zu reinvestieren. Diese Gewinne werden 
abweichend zur Regelung in Nummer 6.7 der Rahmenrichtlinie zur 
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Umsetzung des Investitionsgesetzes Kohleregionen (RRL) nicht 
zuwendungsmindernd berücksichtigt.  

Die Photovoltaikanlage ist alleine und zusammen mit einem elektrischen 
Batteriespeicher als System förderfähig, der elektrische Batteriespeicher 
alleine ist nicht förderfähig. Der in Kombination mit einer 
Photovoltaikanlage geförderte Batteriespeicher darf maximal eine 
Kapazität haben, die in Kilowattstunden zwei Mal so groß ist wie die 
Nennleistung der verbundenen Photovoltaikanlage in Kilowatt-Peak. Die 
fachgerechte und sichere Inbetriebnahme ist durch eine 
Fachunternehmererklärung nachzuweisen.  

Die Förderhöchstgrenze beträgt 350 000 Euro pro System bzw. Gebäude. 

 

2.) Planungsleistungen zum Photovoltaikausbau 

Gefördert werden Planungsvorhaben zur Vorbereitung von investiven 
Maßnahmen zur Errichtung oder Erweiterung von Photovoltaikanlagen. 
Hierzu zählen u.a. Größenskalierung der Anlage, Umwelteinflüsse, 
Blendwirkung, Statik, Netzanschluss und Bauleitverfahren. 

Die Förderung wird je Netzanschluss und Standort nur einmal gewährt 
und setzt die Umsetzung der Investition voraus.  

Die Förderhöchstgrenze beträgt maximal 35 000 Euro.  


